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157 Allgemeinverfügung des Landratsamtes Eichstätt zur 

Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen in einem fest-
gelegten Gebiet zu präventiven Zwecken nach der Ver-
ordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen („Tiergesund-
heitsrecht“) i .V. m. der Verordnung zum Schutz gegen 
die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) dem Tier-
gesundheitsgesetz und dem Gesetz über das Landesstraf-
recht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und 
Verordnungsgesetz) im Landkreis Eichstätt  

 

 

Aufgrund des Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 
55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 6 Abs. 2 der Verord-
nung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 
1665), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 55 Abs. 1 
Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 der Viehverkehrsverordnung 
(ViehVerkV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2020 
(BGBl. I S. 1170) i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 
1665), Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i .V .m. Abs. 2 i .V .m. Art. 55 Abs. 1 
Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i .V .m Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des 
Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem 
Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Ver-
ordnungsgesetz – LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. 
Dezember 1982 (BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das  

 

zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl. S. 236) ge-
ändert worden ist, Art. 70 Abs. 1 Buchst. b) i.V.m. Abs. 2 i.V.m. Art. 
55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 14a der Verordnung 
zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 (BGBl. I S. 
1665), sowie Artikel 2 Absatz 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Gesetzes über den 
gesundheitlichen Verbraucherschutz und das Veterinärwesen (GVVG) 
vom 24. Juli 2003 (GVBl. S. 452, 752, BayRS 2120-1-U/G), das zuletzt 
durch Art. 32a Abs. 1 des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) 
geändert worden ist, ergeht für das gesamte Gebiet des Landkreises 
Eichstätt folgende 

 

Allgemeinverfügung: 

 

1. Halter von Hühnern, Truthühnern, Perlhühnern, Rebhühnern, 
Fasanen, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse (Geflügel oder in Ge-
fangenschaft gehaltene Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 
VO (EU) 2016/429) im Landkreis Eichstätt bis einschließlich 1.000 
Tieren haben sicherzustellen, dass 

 

a. die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die sonstigen 
Standorte der Tiere gegen unbefugten Zutritt oder unbefugtes Befahren 
gesichert sind, die Ställe oder die sonstigen Standorte der Tiere von be-
triebsfremden Personen nur mit betriebseigener Schutzkleidung oder 
Einwegschutzkleidung betreten werden und dass diese Personen die 
Schutz- oder Einwegschutzkleidung nach Verlassen des Stalles oder 
sonstigen Standorts der Tiere unverzüglich ablegen 

b. Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich gereinigt und 
desinfiziert und Einwegschutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich 
unschädlich beseitigt wird, 

c. nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflügel oder in 
Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 die dazu einge-
setzten Gerätschaften und der Verladeplatz gereinigt und desinfiziert 
werden und dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen Ställe ein-
schließlich der dort vorhandenen Einrichtungen und Gegenstände ge-
reinigt und desinfiziert werden, 

d. betriebseigene Fahrzeuge abweichend 
von § 17 Absatz 1 Satz 1 und 2 der ViehVerkV unmittelbar nach Ab-
schluss eines Transports der Tiere auf einem befestigten Platz gereinigt 
und desinfiziert werden, 

e. Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaften, die in der 
Haltung von Geflügel oder in Gefangenschaft gehaltener Vögel im 
Sinne der Nr. 1 eingesetzt und 

aa) in mehreren Ställen oder 

bb) von mehreren Betrieben gemeinsam 

benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in einem anderen Stall 
oder, in den Fällen des Buchstaben bb), im abgebenden Betrieb vor der 
Abgabe gereinigt und desinfiziert werden, 

f. eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung durchgeführt 
wird und hierüber Aufzeichnungen gemacht werden, 

A M T S B L A T T  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=VIEHVERKV&p=17&x=1
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g. der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrichtungen zur 
Aufbewahrung verendeter Tiere nach jeder Abholung, mindestens je-
doch einmal im Monat, gereinigt und desinfiziert wird oder werden, 

h. eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der Hände so-
wie eine Einrichtung zum Wechseln und Ablegen der Kleidung und zur 
Desinfektion der Schuhe vorgehalten wird. 

 

2. Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstaltungen 
ähnlicher Art, bei denen Geflügel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 VO (EU) 
2016/429 und/oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne des 
Artikel 4 Nr. 10 VO (EU) 2016/429, ausgenommen Tauben, verkauft, 
gehandelt oder zur Schau gestellt werden, sind im Landkreis Eichstätt 
verboten. 

 

3. Für Wildvögel im Sinne des Art. 4 Nr. 8 VO (EU) 2016/429 
i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 7 Geflügelpest-Verordnung (hierunter fallen: 
Hühnervögel, Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfeiferartige, Lap-
pentaucherartige oder Schreitvögel) gilt ein allgemeines Fütterungsver-
bot im gesamten Landkreis Eichstätt.  

 

4. Die sofortige Vollziehung der in Nummer 1 bis 3 des Tenors 
getroffenen Regelungen wird gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet. 

 

5. Kosten werden nicht erhoben. 

 

6. Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröffentli-
chung als bekannt gegeben. 

 

Begründung 

 

I. 

Seit Juni 2022 kommt es in Deutschland wieder zu vermehrt auftre-
tenden Fällen von Hochpathogener Aviärer Influenza (Subtyp H5N1). 
Hierbei traten sowohl Fälle bei Wildvögeln, als auch bei gehaltenen 
Vögeln auf. Aufgrund der Fallzahlen muss davon ausgegangen werde, 
dass aktuell HPAIV in Deutschland flächendeckend bei wildlebendem 
Wassergeflügel anzutreffen ist. Das Friedrich-Loeffler-Institut kommt 
in seiner aktuellen Risikoeinschätzung vom 08.11.2022 zu dem Ergeb-
nis, dass das Risiko einer Ausbreitung von HPAIV bei Wildvögeln so-
wie einer Übertragung auf Geflügel und gehaltene Vögel in Deutsch-
land als hoch einzustufen ist. Laut aktueller Risikobewertung für das 
Auftreten von HPAIV in Bayern des LGL vom 16.11.2022 ist davon 
auszugehen, dass es zu einer weiteren Ausbreitung der Infektion in der 
bayerischen Wildvogelpopulation kommen wird. Hierdurch muss auch 
für Bayern das Risiko der HPAIV-Verbreitung in der Wildvogelpopu-
lation und des Eintrages in kleine wie große Geflügelbestände als hoch 
eingeschätzt werden. Bayern ist flächendeckend als Risikogebiet anzu-
sehen. Es ergibt sich somit die Notwendigkeit, Maßnahmen zum Schutz 
der Geflügelbestände in der u. a. Form zu ergreifen. 

 

Bereits jetzt dürfen Geflügel und in Gefangenschaft gehaltene Vö-
gel in Bayern im sogenannten Reisegewerbe nur abgegeben werden, 
soweit die Tiere längstens vier Tage vor der Abgabe mit einem negati-
ven klinischen bzw. labordiagnostischen Ergebnis auf Aviäre Influenza 
untersucht worden sind. 

 

II. 

Das Landratsamt Eichstätt ist gemäß Art. 2 Abs. 2 GVVG, sachlich 
und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensge-
setz (BayVwVfG) örtlich zuständig. 

 

Begründung Nr. 1 

Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 1 der Verfügung erfolgt 
in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 Absatz 1 Geflügelpest-Verord-
nung gemäß Art. 70 Abs. 1 Buchst. b)  i .V .m.  Abs. 2 i .V .m. Art. 55 

Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i .V .m. § 6 Abs. 2 Geflügelpest-
Verordnung auf Grundlage der aktuellen Risikobewertung des Bayeri-
schen Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit vom 
16.11.2022 für das Auftreten des Geflügelpest-Virus (HPAIV) in Bay-
ern.  

Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel und in Gefan-
genschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfü-
gung vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder durch 
Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materialien wie 
etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, 
ist es erforderlich, die Haltungen von Geflügel und in Gefangenschaft 
gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung im 
Landkreis zu schützen und den Eintrag oder die Verschleppung des Vi-
rus in bzw. aus Nutzgeflügelbestände zu vermeiden.  

Aufgrund der sehr dynamischen Entwicklung in Norddeutschland 
sowie der Risikobewertung des LGL vom 16.11.2022 in welcher es da-
von ausgeht, dass die Geflügelpest in der heimischen Wildvogelpopu-
lation bereits flächendeckend verbreitet ist, muss aktuell auch für Bay-
ern von einem hohen Risiko des weiteren HPAIV-Eintrages in Nutz-
/Hausgeflügelbestände bzw. Bestände von in Gefangenschaft gehalte-
nen Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung ausgegangen 
werden. Durch die Mobilität klinisch gesunder Wasservögel z. B. bei 
der Futtersuche oder bei der Balz besteht ein zusätzliches Risiko für 
eine Einschleppung in Bestände von Haus- und Nutzgeflügel bzw. in 
Bestände von in Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 
dieser Allgemeinverfügung. Die Anordnung der unter Nr. 1 dieser All-
gemeinverfügung genannten Biosicherheitsmaßnahmen sind geeignet, 
das Risiko des Eintrags des Geflügelpestvirus in Haltungen von Geflü-
gel sowie in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser 
Allgemeinverfügung bzw. dessen Verbreitung zu vermindern. 

 

Begründung Nr. 2 

Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und –märkten so-
wie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangenschaft 
gehaltenen Vögeln in Nr. 2 dieser Allgemeinverfügung ergibt sich Art. 
70 Abs. 1 Buchst. b) i .V .m. Abs. 2 i .V .m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) 
VO (EU) 2016/429 i .V .m. § 7 Abs. 6 der Geflügelpest-Verordnung 
i.V.m. § 4 Abs. 2 der ViehVerkV und stützt sich auf die aktuelle Risi-
kobewertung des LGL vom 16.11.2022 für das Auftreten des Geflügel-
pest-Virus (HPAIV) in Bayern. Hiernach kann die zuständige Behörde 
zur Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämpfung Verfügungen 
über die Durchführung von Veranstaltungen, anlässlich derer Tiere zu-
sammenkommen, erlassen. Das gemäß Nr. 2 dieser Allgemeinverfü-
gung angeordnete Verbot Geflügelausstellungen, -schauen und –märk-
ten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel und in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln, ausgenommen Tauben, im Landkreis 
Eichstätt ist erforderlich, da durch den bei solchen Veranstaltungen ge-
gebenen engen Kontakt von Tieren ein bislang nicht abschätzbares In-
fektionsrisiko besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung von 
potentiell infizierten Tieren möglich ist. 

 

Begründung Nr. 3 

Das in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung angeordnete allgemeine 
Fütterungsverbot von Wildvögeln erfolgt auf Grundlage der aktuellen 
Risikobewertung des Bayerischen Landesamtes für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit vom 16.11.2022 für das Auftreten des Geflügel-
pest-Virus (HPAIV) in Bayern gem. 70 Abs. 1 Buchst. b) i .V .m. Abs. 
2 i .V .m. Art. 55 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 2016/429 i .V .m. Art. 6 
und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, da virushaltige Ausscheidungen von 
Wildvögeln jederzeit z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und Ein-
streu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel und in Gefangenschaft gehal-
tener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung mit In-
fluenzaviren, die für die Tiere pathogen sind, kontaminieren können. 
Die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel und in Gefangen-
schaft gehaltener Vögel im Sinne der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung 
erfolgt vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren oder 
durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskontaminierten Materia-
lien wie etwa Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzkleidung. 
Um die Verbreitung des Virus durch direkten Kontakt zwischen Wild-
vögeln und Geflügel bzw. in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Sinne 



Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt Eichstätt Nr. 46 vom 25.11.2022 Seite:  3 

 

der Nr. 1 dieser Allgemeinverfügung so weit wie möglich zu vermei-
den, ist es aus tierseuchenfachlichen Erwägungen erforderlich, Fütte-
rungen von Wildvögeln zu unterbinden, denn die Fütterungsplätze stel-
len naturgemäß entsprechende „Hot-Spots“ dar, an denen viele Wild-
vögel zur gleichen Zeit zusammentreffen. Dies insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass die aktuelle Risikobewertung des LGL vom 
16.11.2022 davon ausgeht, dass das HPAI-Virus bereits flächende-
ckend in der Wildvogelpopulation in Bayern verbreitet ist. 

 

Begründung Nr. 4 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Nummern 1 bis 
3 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
VwGO angeordnet, da es sich bei der aviären Influenza H5N1 um eine 
hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, deren 
Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden und weitreichenden 
Handelsrestriktionen einhergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der 
Verschleppung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeitliche 
Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet werden, bis die Recht-
mäßigkeit der amtlichen Verfügung zur Prävention der Seuchenein-
schleppung gerichtlich festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffent-
liche Interesse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehendes 
privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung einer eventuellen 
Klage. 

 

Begründung Nr. 5 

Die Kostenentscheidung in Nr. 5 dieser Allgemeinverfügung beruht 
auf Art. 13 des Ausführungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheits-
gesetzes (BayAGTierGesG). 

 

Begründung Nr. 6 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein schrift-
licher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntmachung zwei Wochen 
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In einer 
Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein 
hiervon abweichender Zeitpunkt bestimmt werden. Von dieser Vor-
schrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemeinverfügung ei-
nen Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 
Eichstätt als bekannt gegeben gilt. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht München in München, 

Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 München, 

Hausanschrift: Bayerstraße 30, 80335 München. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift 
oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form 
möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist 
nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte Personenkreis 
Klagen grundsätzlich elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird – sofern kein Fall des § 188 VwGO vor-
liegt – in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

 

Hinweise: 

 

1. Unter Nummer 1 der Allgemeinverfügung vom 19.10.2022 
(Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 41/2022 des Landkreises und der 
Stadt Eichstätt) wurde Folgendes angeordnet:  

Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fasane, Laufvögel, 
Wachteln, Enten und Gänse (Geflügel oder in Gefangenschaft gehal-
tene Vögel im Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 2016/429) 
dürfen außerhalb einer gewerblichen Niederlassung oder, ohne dass 
eine solche Niederlassung besteht, gewerbsmäßig nur abgegeben wer-
den, soweit die Tiere längstens vier Tage vor der Abgabe klinisch tier-
ärztlich oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach näherer 
Anweisung der zuständigen Behörde mit negativem Ergebnis auf hoch-
pathogenes oder niedrigpathogenes aviäres Influenzavirus untersucht 
worden sind. Beginn der Viertagesfrist ist der Tag des auf der tierärzt-
lichen Bescheinigung eingetragenen Untersuchungsdatums bzw. des 
Datums des Laboruntersuchungsbefundes. 

 

a) Im Fall von Enten und Gänsen sind die virologischen Unter-
suchungen jeweils an Proben von 60 Tieren je Bestand in einem Lan-
deslabor oder in einem für diese Untersuchung nach der Norm ISO/IEC 
17025 akkreditierten Privatlabor durchzuführen. Die Probenahme für 
die virologische Untersuchung hat durch eine nach § 2 Bundes-Tierärz-
teordnung zur Ausübung des tierärztlichen Berufes befugte Person mit-
tels eines kombinierten Rachen- und Kloakentupfers zu erfolgen. Wer-
den weniger als 60 Enten oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhan-
denen Enten und Gänse zu untersuchen.  

 

b) Im Fall von anderem Geflügel als Enten und Gänsen sind die 
zur Abgabe im Reisegewerbe vorgesehenen Tiere durch eine nach § 2 
Bundes-Tierärzteordnung zur Ausübung des tierärztlichen Berufes be-
fugten Person klinisch zu untersuchen. 

 

Diese Anordnung ist weiterhin gültig und zu beachten. 

 

2. Auf die Vorgaben gem. Art. 10 Abs. 1 Buchst. c) VO (EU) 
2016/429 i.V.m. § 3 Geflügelpest-Verordnung und Art. 10 Abs. 1 
Buchst. a) i.V.m. Abs. 5 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 4 Abs. 1 Nr. 1 der 
hinsichtlich der allgemein geltenden Vorgaben zur Fütterung und Trän-
kung sowie zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird hingewie-
sen.  

3. Nach Art. 84 VO (EU) 2016/429 i.V.m. § 26 Abs. 1 der Vieh-
VerkV sind Halter von Hühner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, 
Rebhühnern, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln verpflichtet, dies 
der zuständigen Behörde vor Beginn der Tätigkeit unter Angabe seines 
Namens, seiner Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt vo-
raussichtlich gehaltene Tiere, ihrer Nutzungsart und ihres Standortes 
bezogen auf die jeweilige Tierart mitzuteilen.  

4. Ordnungswidrig i.S.d. des § 64 der Geflügelpest-Verordnung, 
§ 46 ViehVerkV und § 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. 
Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro 
geahndet werden. 

5. Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen zur 
Früherkennung im Sinne des Art. 10 Abs. 1 Buchst. a) i.V.m. Abs. 5 
VO (EU) 2016/429 i.V.m § 4 Abs. 1 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung 
an den Landesuntersuchungseinrichtungen sind kostenfrei.  

6. Kraft Gesetzes hat derjenige, der das Geflügel abgibt, die Be-
scheinigung über das Ergebnis der Labor- bzw. klinischen Untersu-
chung mitzuführen. Die Bescheinigung ist der zuständigen Behörde auf 
Verlangen vorzulegen. Die Bescheinigung ist mindestens ein Jahr auf-
zubewahren. Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages des 
Kalendermonats, an dem die Bescheinigung ausgestellt worden ist (§ 
14a Abs. 1 S. 3-6 Geflügelpest-Verordnung). 

 

 

 

Landratsamt Eichstätt, 25.11.2022 

 

 

Pickl 

Regierungsrätin 
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Bekanntmachungen der Stadt Eichstätt 

 
 

Keine Bekanntmachungen 

 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Altmann-
steiner Gruppe 

 
158 Amtliche Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2022 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Alt-
mannsteiner Gruppe 

 

I. 

 

Auf Grund der §§ 19, 20, 21 und 22 der Verbandssatzung und der 
Art. 34 Abs. 2 Nr. 3 und Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die Kommu-
nale Zusammenarbeit in Verbindung mit Art. 61 Abs. 4 und 63 ff. der 
Gemeindeordnung und der Verordnung über das Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen der Gemeinden, der Landkreise und der Bezirke 
nach den Grundsätzen der doppelten kommunalen Buchführung 
(KommHV-Doppik) in der derzeit gültigen Fassung vom 05.10.2007  
(GVBl.S. 678, BayRS 2023-3-I) erlässt der Zweckverband folgende 
Haushaltssatzung: 

 

 

§ 1 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022 wird 

 

im Ergebnishaushalt mit 

dem Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge von  

1.623.870,00 € 

dem Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen von 

1.759.945,00 € 

dem Finanzergebnis von   4.470,00 € 

und dem Jahresergebnis (Saldo) von -140.545,00 € 

 

im Finanzhaushalt 

 

aus laufender Verwaltungstätigkeit mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 1.623.970,00 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  1.440.315,00 € 

und dem Ergebnis (Saldo) von  183.655,00 € 

 

aus Investitionstätigkeit mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 135.600,00 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 492.600,00 € 

und dem Ergebnis (Saldo) von  - 357.000,00 € 

 

aus Finanzierungstätigkeit mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 0,00 € 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 175.530,00 € 

und dem Ergebnis (Saldo) von  -175.530,00 € 

und dem Ergebnis (Saldo) des Finanzhaushaltes von  

- 348.875,00 € 

festgesetzt. 

 

§ 2 

Kredite zur Finanzierung von Ausgaben im Finanzhaushalt werden 
nicht aufgenommen. 

 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für 
Investitionen und Investitions-förderungsmaßnahmen in künftigen Jah-
ren werden in Höhe von insgesamt 223.000,00 € festgesetzt. 

 

§ 4 

1. Eine Umlage zur Finanzierung von ordentlichen Aufwendun-
gen aus der laufenden Verwaltungs-tätigkeit wird nicht erhoben. 

 

2. Eine Umlage zur Finanzierung von Aufwendungen aus der 
Investitionstätigkeit wird nicht erhoben. 

 

§ 5 

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 
Haushaltsplan werden nicht aufgenommen. 

 

§ 6 

Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben 
und den Stellenplan beziehen, werden nicht aufgenommen. 

 

§ 7 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2022 in Kraft. 

 

 

Altmannstein, den 27.10.202 

 

Zweckverband 

zur Wasserversorgung 

der Altmannsteiner Gruppe 

 

 

gez. Hummel 

1. Vorsitzender 

 

II. 

 

Das Landratsamt Eichstätt hat mit Schreiben vom 15.11.2022 die 
Festsetzung der Verpflichtungsermächtigungen im Investitionsplan mit 
223.000,00 € in voller Höhe rechtsaufsichtlich genehmigt. 

 

III. 

 

Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass die Haushaltssatzung 
und der Haushaltsplan während des ganzen Jahres zur Einsichtnahme 
in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der 
Altmannsteiner Gruppe, Riedenburger Straße 25, 93336 Altmannstein 
bereitliegen. 

 

Altmannstein, den 22.11.2022 

gez. Hummel 

1. Vorsitzender 
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159 Verordnung des Marktes Altmannstein über das Ein-
schränken des freien Umherlaufens von großen Hunden 
und Kampfhunden (Hundeverordnung – HundeV) vom 
01.01.2023 

 

Der Markt Altmannstein erlässt auf Grund von Art. 18 Abs. 1 und 
3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf 
dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und 
Verordnungsgesetz - LStVG) in der in der Bayerischen Rechtssamm-
lung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zu-
letzt durch § 1 Abs. 27 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 
98) geändert worden ist, folgende Verordnung: 

 

§ 1 Verordnungszweck 

Diese Verordnung beschränkt zur Verhütung von Gefahren für Le-
ben, Gesundheit, Eigentum sowie zur Erhaltung der öffentlichen Rein-
lichkeit das freie Umherlaufen von großen Hunden und Kampfhunden. 

 

§ 2 Anleinpflicht, Betretungsverbot 

(1) Für Kampfhunde gilt zu jeder Tages- und Nachtzeit eine An-
leinpflicht für alle öffentlichen Anlagen sowie auf allen öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen im gesamten Gemeindegebiet des Marktes 
Altmannstein. Die Regelung über das generelle Betretungsverbot nach 
Absatz 3 bleibt unberührt. 

 

(2) Für große Hunde gilt zu jeder Tages- und Nachtzeit eine An-
leinpflicht für alle öffentlichen Anlagen sowie auf allen öffentlichen 
Wegen, Straßen und Plätzen innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile des Marktes Altmannstein. Die Regelung über das generelle 
Betretungsverbot nach Absatz 3 bleibt unberührt. 

 

(3) Kampfhunde und große Hunde dürfen Kinderspielplätze 
nicht betreten. Auch das Mitführen an der Leine ist in diesen Bereichen 
nicht gestattet. 

 

§ 3 Begriffsbestimmungen 

(1) Die Anleinpflicht verpflichtet den Hundeführer, vor Betreten 
der Verbotsbereiche dem Hund eine Leine anzulegen und in den Ver-
botsbereichen ständig an der Leine zu führen. Die Leine muss reißfest 
sein und darf eine Länge von maximal 2 Metern nicht überschreiten. 
Die Leine muss mit einem schlupfsicheren Halsband oder einem 
schlupfsicheren Geschirr verbunden sein, aus dem ein selbstständiges 
Entweichen des Hundes ausgeschlossen ist. 

 

(2) Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassespezifi-
scher Merkmale, Zucht oder Ausbildung von einer gesteigerten Aggres-
sivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen und Tieren auszugehen 
ist. Die in der Verordnung des Bayerischen Staatsministeriums des In-
nern über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit vom 
10. Juli 1992 (GVBl. S. 268, BayRS 2011-2-7-I) in der jeweils gültigen 
Fassung geregelten Vermutungen über die Eigenschaft als Kampfhund 
finden Anwendung. 

 

(3) Große Hunde sind erwachsene Hunde, die eine Schulterhöhe 
von mindestens 50 cm aufweisen. Abzustellen ist auf das individuelle 
Maß des Hundes, unabhängig davon, welche Größe ausgewachsene 
Hunde der betreffenden Rasse regelmäßig erreichen. Hierzu zählen je-
doch stets erwachsene Hunde der Rassen Schäferhund, Boxer, Dober-
mann und Deutsche Dogge. 

 

(4) Kinderspielplätze sind Flächen, die für Kinder zum Spielen 
bestimmt sind und die in der Regel entsprechende Einrichtungen, wie 

z.B. Sandkästen, Turn- und Spielgeräte, Tischtennisplatten, Ballspiel-
flächen und Ähnliches, aufweisen. Zu den Kinderspielplätzen gehören 
auch Bolzplätze. Hierunter fallen auch Kinderspielplätze, die sich in 
Privateigentum befinden und tatsächlich öffentlich zugänglich sind. 

 

§ 4 Ausnahmen  

Von § 2 Abs. 1 bis 3 sind ausgenommen: 

1. Blindenführhunde, 

2. Diensthunde der Polizei, des Strafvollzugs, der  

Bundespolizei, der Zollverwaltung, der Bundesbahn und 
der Bundeswehr jeweils im Einsatz, 

3. Hunde, die zum Hüten einer Herde eingesetzt sind, 

4. Hunde, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfun-
gen bestanden haben und als Rettungshunde für den Zi-
vilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungs-
dienst eingesetzt sind, sowie 

5. im Bewachungsgewerbe eingesetzte Hunde, soweit der 
Einsatz dies erfordert. 

 

§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

Nach Art. 18 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Hundeführer entgegen § 2 Abs. 1 oder 2 für einen 
Kampfhund oder großen Hund die Anleinpflicht nicht be-
achtet, 

2. als Hundeführer entgegen § 2 Abs. 3 zulässt, dass der mit-
geführte Kampfhund oder große Hund einen Kinderspiel-
platz betritt. 

 

§ 6 Schlussbestimmungen 

Die Regelungen über das Mitnehmen von Hunden in der Satzung 
des Marktes Altmannstein über die Benutzung der gemeindlichen öf-
fentlichen Grünanlagen (Grünanlagensatzung) vom 12.05.2020 in der 
jeweils gültigen Fassung bleibt unberührt. 

 

§ 7 Inkrafttreten, Geltungsdauer  

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt 20 Jahre. 

 

 

 

Altmannstein, 22.11.2022 

gez. Norbert Hummel 

1. Bürgermeister 

Markt Altmannstein 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 

 


